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Satzung über Erlaubnisse und der Gebühren zur Nutzung der öffentlichen Straßen in der Stadt Groitzsch einschließlich aller Ortsteile über den Gemeingebrauch hinaus

Sondernutzungssatzung

Auf der Grundlage des § 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen in Verbindung mit den §§ 18 und 21 des Straßengesetzes für den Freistaat Sachsen, § 8 des Bundesfernstraßengesetzes in zuletzt gültiger Fassung, § 25 des Verwaltungskostengesetzes des Freistaates Sachsen und § 63 der Sächsischen Bauordnung hat der Stadtrat der Stadt Groitzsch in seiner Sitzung am  21.10.1999                                                            

die folgende Satzung beschlossen.
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                             § 1

     Sachlicher Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für alle Gemeindestraßen und Ortsdurchfahrten der Bundes- und Staatsstraßen, Kreisstraßen sowie für alle Wege und Plätze im Gebiet der Stadt Groitzsch einschließlich aller Ortsteile, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind.

(2) Zu den öffentlichen Straßen im Sinne dieser Satzung gehören neben der Fahrbahn auch die Haltestellen-,  Park- und Materialbuchten, die Park-, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, die Parkplätze sowie die Rad- und Gehwege, auch wenn sie ohne unmittelbaren räumlichen Zusammenhang im wesentlichen mit der für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn gleichlaufen.

(3) Zu den öffentlichen Straßen gehören entsprechend § 2 des Straßengesetzes für den Freistaat Sachsen (Sächs.Str.G.) weiterhin der Straßengrund, der Luftraum über dem Straßenkörper, das Zubehör (insbesondere Verkehrszeichen und 

-einrichtungen und die Bepflanzung) sowie die Nebenanlagen.


§ 2

             Gemeingebrauch
Der Gebrauch der öffentlichen Straßen ist jedermann im Rahmen der Widmung und der verkehrsrechtlichen Vorschriften gestattet (Gemeingebrauch).


§ 3

  Erlaubnispflichtige Sondernutzung

(1) Soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt, bedarf die Nutzung der im § 1 genannten Straßen über den Gemeingebrauch hinaus einer Erlaubnis durch die Stadtverwaltung.

(2) Eine Sondernutzung stellt insbesondere dar:

a) das Aufstellen oder Anbringen von Werbeträgern, Automaten, Auslage- und Schaukästen, Warenständern, Schirmen, Kinderreitgeräten sowie Fahrradständern mit Werbeträgern;

b) das Abstellen von Wohnmobilen, Wohnwagen und Kraftfahrzeuganhängern über die Regelungen der Straßenverkehrsordnung hinaus;

c) das Halten von Fahrzeugen oder Anhängern zum Zwecke des Verkaufes von Waren u.ä. länger als eine Stunde;

d) das Aufstellen von Zelten sowie festen Verkaufsständen, Imbißständen, Kioske u.ä.;

e) das Errichten von Freisitzen bzw. das Aufstellen von Tischen und Stühlen für gewerbliche Zwecke sowie von Verkaufseinrichtungen aller Art;

f) das Aufstellen von Fahrzeugen, Anhängern, Maschinen u.ä. Geräten zum Zwecke der Werbung, des Verkaufes oder der Vermietung;

g) oberirdische Leitungen aller Art, die nicht der öffentlichen Versorgung dienen;

h) die Lagerung von Brennstoffen, Baumaterialien, Baustoffen, Bodenaushub, Material und sonstigen  Gegenständen;

i) das Aufstellen von Schutt- und Abfallcontainern;

j) das Aufstellen von Gerüsten, Bauwagen und -unterkünften, Baubuden, -geräten, -maschinen, Baustellen und  sonstigen Einrichtungen;

k) alle Aufgrabungen, die nicht der öffentlichen Versorgung oder Abwasserbeseitigung dienen;

l) das Aufstellen von Schaustellereinrichtungen anläßlich von Jahrmärkten, Volksfesten u.a. Veranstaltungen.

m) das Aufstellen oder Anbringen von Wahlwerbung durch politische Parteien, Vereine, Wählervereinigungen, Bürgerinitiativen u.ä. im Rahmen von Wahlkämpfen.


§ 4

      Erlaubnisfreie Sondernutzung

1) Eine Sondernutzungserlaubnis ist nicht erforderlich für:

a. die vorübergehende Lagerung von 

Brennstoffen und Baumaterialien nicht 

über 12 Stunden hinaus sowie Umzugsgut auf Gehwegen und Parkstreifen oder -buchten am Tage der An- bzw. Abfuhr, sofern eine Lagerung innerhalb des Grundstücks nicht möglich ist und die Verkehrsteilnehmer  dadurch nicht gefährdet werden;

b. die Lagerung von Sperrmüll und sonstigen Abfällen im Zusammenhang mit der öffentlichen Abfallentsorgung entsprechend der Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Leipziger Land;

c. das Aufstellen von Schutt- und Abfallcontainern auf dem Gehweg bis zu 12 Stunden, sofern ein Abstellen innerhalb des Grundstückes nicht möglich ist,

d. das Ausschmücken von Straßen und Häuserfronten im Zusammenhang mit öffentlichen Veranstaltungen von Vereinen u.ä. Einrichtungen zur Pflege des Brauchtums;

2) Die nach Abs. 1 Buchstabe a. bis d. erlaubnisfreie Sondernnutzung kann eingeschränkt oder untersagt werden, wenn dies für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehres oder zum Schutz der Straße vorübergehend oder auf Dauer erforderlich ist.


§ 5

       Öffentliche Einrichtungen

Als Sondernutzung im Sinne der Satzung gelten:

a. Einrichtungen der Deutschen Bundespost AG und der Telekom (z.B. Telefonzellen, Briefkasten u.ä.)

b. Einrichtungen der Polizei und Feuerwehr (z.B. Notrufsäulen,Hydranten u.ä.)

c. Einrichtungen des öffentlichen Personennah- und Regionalverkehres

(z.B. Wartehallen, Schutzdächer u.ä.)

d. sonstige dem öffentlichen Wohl dienende Einrichtungen und Anlagen (z.B.Abfallsammelbehälter,Bekanntma-chungseinrichtungen, Uhren ohne Werbezusatz)


§ 6

              Erlaubnisanträge

1) Die Erlaubnis zur Sondernutzung ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadtverwaltung zu beantragen. Der Antrag ist innerhalb einer angemessenen Frist vor der beabsichtigten Sondernutzung zu stellen, jedoch spätestens eine Woche vor Beginn.

2) Dem Antrag ist gegebenenfalls bzw. auf Verlangen eine Zeichnung zur Erläuterung beizufügen, so daß Art und Umfang der Sondernutzung sowie der dadurch beanspruchte öffentliche Verkehrsraum ausreichend beurteilt werden können.

3) Ist durch die Sondernutzung eine Beeinträchtigung oder Gefährdung des Verkehres bzw. eine Beschädigung der Straße möglich, so muß der Antrag Angaben darüber enthalten, in welcher Weise der Sicherheit und Ordnung im Verkehr sowie dem Schutz der Straße Rechnung getragen wird.


§ 7

            Erlaubniserteilung

1) Die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis liegt im pflichtgemäßen Ermessen der Stadtverwaltung Groitzsch. Sie wird nur auf Zeit oder Widerruf schriftlich erteilt und kann Bedingungen und Auflagen enthalten. In der Erlaubnis werden Art und Umfang der erlaubten Sondernutzung genau festgelegt. 

2) Die Erlaubnis zur Sondernutzung darf nur mit vorheriger Zustimmung durch die Stadtverwaltung auf Dritte übertragen werden.

3) Die Erlaubnis zur Sondernutzung wird erst nach schriftlicher Erteilung und nur im festgelegten Umfang und Zeitraum wirksam.

4) Die Sondernutzungserlaubnis nach dieser Satzung ersetzt nicht die erforderlichen Genehmigungen nach anderen Rechtsvorschriften (z.B. Anordnung einer Verkehrsbeschränkung durch das Verkehrsamt beim Landratsamt Leipziger Land, Baugenehmigung u.ä.)

5) Die Erlaubnis zur Sondernutzung kann in der Regel maximal für einen Zeitraum von einem Kalenderjahr erteilt werden. Nach Ablauf kann ein neuer Antrag gestellt werden.


§ 8

    Erlaubnisversagung und Widerruf

1) Die Erlaubnis zur Sondernutzung ist zu versagen, wenn:

a. durch die Sondernutzung eine nicht zu vertretende Beeinträchtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehres zu erwarten ist;

b. die Sondernutzung gegen gültige Rechtsvorschriften verstößt;

c. durch eine Häufung von Sondernutzungsanträgen der Gemeingebrauch in nicht zu vertretenden Maße beeinträchtigt wird;

d. der mit der Sondernutzung verfolgte Zweck ebenso durch Inanspruchnahme eines privaten Grundstückes des Antragstellers erreicht werden kann;

e. die Sondernutzung an anderer Stelle bei geringerer Beeinträchtigung des Gemeingebrauches erfolgen kann;

f. die Gefahr der Beschädigung der Straße durch die Sondernutzung besteht und der Antragssteller nicht die Gewähr dafür bietet, daß die mögliche Beschädigung unverzüglich auf seine Kosten wieder behoben wird;

g. die Gefahr der unzumutbaren Beeinträchtigung bzw. Belästigung anderer Personen besteht.

2) Eine bereits erteilte Genehmigung zur Sondernutzung kann aus den unter 

Abs. 1 genannten Gründen widerrufen werden.


§ 9

    Beendigung der Sondernutzung

1) Kann eine genehmigte Sondernutzung nicht entsprechend des festgesetzten Termines beendet werden, so ist die Verlängerung unverzüglich nach Bekanntwerden dieser Tatsache bei der Stadtverwaltung zu beantragen.

2) Endet eine für einen bestimmten Zeitraum erlaubte Sondernutzung eher, so ist dies ebenfalls unverzüglich bei der Stadtverwaltung anzuzeigen.


§ 10

          Haftung, Ersatzanspruch

1) Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, den Gegenstand der Sondernutzung nach den gesetzlichen Vorschriften und den anerkannten Regeln der Technik zu errichten und zu erhalten. Er haftet für die Verkehrssicherheit der Sondernutzungsanlagen und Gegenstände. Die Stadtverwaltung kann den Nachweis einer abgeschlossenen Haftpflichtversicherung verlangen.

2) Der Erlaubnisnehmer hat der Stadt Groitzsch alle Kosten zu ersetzen, die dieser aus der Sondernutzung entstehen.

a) Insbesondere hat der Erlaubnisnehmer Verunreinigungen im sachlichen Geltungsbereich, gemäß § 1 dieser Satzung, welche über das übliche Maß hinausgehen, ohne Auffoderung unverzüglich zu beseitigen. Andernfalls kann die Stadtverwaltung Groitzsch die Verunreinigung auf Kosten des Verursachers/Erlaubnisnehmers beseitigen, entsprechend § 17 des SächsStrG.

3) Wird durch die Sondernutzung der Straßenkörper beschädigt, so ist die entsprechende Fläche verkehrssicher 

zu schließen. Der Erlaubnisnehmer haftet gegenüber der Stadt Groitzsch bis zur endgültigen Wiederherstellung.

4) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner für Schäden, welche der Stadt Groitzsch aus der Sondernutzung entstehen. Die Stadt Groitzsch haftet gegenüber dem Er-

laubnisnehmer nicht für entstandene Schäden am Gegenstand der Sondernutzung.

5) Der Erlaubnisnehmer hat bei Widerruf einer erteilten Erlaubnis oder bei Sperrung, Änderung, Umstufung oder Einziehung der Straße keinen Ersatzanspruch gegenüber der Stadt Groitzsch.


§ 11

             Gebührenerhebung

1) Für erlaubnispflichtige Sondernutzungen werden gemäß § 21 Abs. 2 Sächs.Str.G. auf der Grundlage eines Gebührentarifs (Anlage) Gebühren erhoben. Der Gebührentarif ist Bestandteil dieser Satzung.

2) Gebührenpflichtig sind auch solche Sondernutzungen, für die eine Erlaubnis nach dieser Satzung erforderlich ist, aber nicht vorliegt.

3) Ersatzlos gestrichen.


§ 12

             Gebührenbefreiung

1) Gebührenfrei sind Sondernutzungen, die unmittelbar und ausschließlich gemeinnützigen Zwecken dienen. Die Gemeinnützigkeit ist nachzuweisen.

2) Zugelassene Wahlwerbung, gemäß § 3 Absatz 2 m, ist grundsätzlich in der Wahlkampfzeit gebührenfrei.

3) Die Stadtverwaltung Groitzsch kann auf Antrag eine ermäßigte Gebühr festsetzen oder von der Festsetzung ganz absehen, wenn eine Gebührenbefreiung aus Billigkeitsgründen angebracht erscheint.

§ 13

Gebührenschuldner

1) Gebührenschuldner sind

 a. Antragsteller

 b. Erlaubnisnehmer

 c. bei Baumaßnahmen die bauaus-

führende Firma oder der Bauherr.

 2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.


§ 14

   Entstehen der Gebührenschuld

                 und Fälligkeit

1) Die Gebührenpflicht entsteht

a. mit der Erteilung der Genehmigung zur Sondernutzung

b. bei der unerlaubten Sondernutzung mit dem Beginn der Nutzung.

2) Für die Gebührenberechnung wird der Zeitraum von Beginn der Sondernutzung bis zur vollständigen Wiederherstellung des uneingeschränkten Gemeingebrauchs zugrunde gelegt.

3) Die Gebühren werden mit der Erlaubniserteilung sofort fällig, bei einen längeren Zeitraum von über einen Monat kann eine monatliche Zahlungsweise vereinbart werden. Mit Beginn der Sondernutzung ergeht ein Gebührenbescheid. Nach Beendigung der Sondernutzung kann ein weiterer Gebührenbescheid ergehen, wenn sich eine Änderung gegenüber den ersten Bescheid ergeben hat.


§ 15

            Gebührenerstattung

1) Wird eine erlaubte Sondernutzung nicht in dem beantragten Maße in Anspruch genommen, so wird die auf die nicht in Anspruch genommene Sondernutzung entfallene Gebühr erstattet.

2) Der Erstattungsantrag muß innerhalb einer Ausschlußfrist von einem Monat nach Beendigung der Sondernutzung bei der Stadtverwaltung schriftlich eingegangen sein.

3) Wurde eine Sondernutzung aus Gründen widerrufen, die der Gebührenschuldner zu verantworten hat, wird keine Gebühr erstattet. 

§ 16

            Ordnungswidrigkeiten

1) Ordnungswidrig handelt, wer die in § 52 Absatz 1 Nr. 3 - 9 SächsStrG oder in § 23 FStrG bezeichneter Tatbestände erfüllt, also insbesonders 

a) entgegen gesetzlichen Vorschriften eine Straße ohne Erlaubnis über den Gemeingebrauch hinaus benutzt; 

b) einer erteilten vollziehbaren Auflage für die Erlaubnis nicht nachkommt;

c) eine Anlage nicht vorschriftsmäßig errichtet, erhält oder ändert.

2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 52 des Straßengesetzes für den Freistaat Sachsen mit einer Geldbuße bis zu 1000,- DM geahndet werden.

 
§ 17

        Übergangsbestimmung
Diese Satzung gilt nach einer Übergangsfrist von einem Monat nach Inkrafttreten auch für bereits bestehende Sondernutzungen.


§ 18

                   Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Sondernutzungssatzung der Stadt Groitzsch vom 21.11.1996 außer Kraft.

Groitzsch, den 21.10.1999

gez. Hipp

Bürgermeister                    Dienstsiegel

Diese Satzung wurde im Amtsblatt vom 12.11.1999 bekannt gegeben.

Die Bestätigung durch das Rechtsaufsichtsamt erfolgte mit Bescheid am 14.04.2000.

Gebührentarif zu § 11 der Sondernutzungssatzung der Stadt Groitzsch

1. Die Mindestgebühr für die Erlaubnis von Sondernutzungen beträgt einschließlich Verwaltungsgebühren   30.00 DM.

2. Nicht vollständig genutzte Monate und Wochen werden nach Tagen berechnet. Die Tagesgebühr beträgt in diesen Fällen 1/30 der Monatsgebühr. Der ermittelte Betrag wird auf voll DM aufgerundet.

3. Für Sondernutzungen, die in dieser Anlage nicht aufgeführt sind, werden Gebühren in Anlehnung an eine artverwandte Tarifposition erhoben.

Lfd.Nr.          Sondernutzung                                             Gebühr in -DM-    in Euro
01                 Automaten, Auslage- und Schaukasten,

                     die mit dem Boden oder einer baulichen

                     Anlage verbunden sind für die gesamte

                     beanspruchte Verkehrsfläche je ange-

                     fangenen m² im Monat                                     
      2,95             1,5

02                 Werbeanlagen die innerhalb einer Höhe

                     von 4m über dem Boden angebracht sind,

                     je angefangenen m² Fläche im Monat                     3,90              2,0

03                 Kinderreitgeräte (komplett) je angefangenen          1,95              1,0

                     m² im Monat

04                 Waren, Warenständer, Schirme, Fahrrad-

                     ständer u.a. Gegenstände zur Präsentation

                     von Waren je angefangenen m² im Monat               1,95              1,0

05                 Tische und Sitzgelegenheiten als Freisitze

                     sowie Verkaufseinrichtungen aller Art, die

                     als Ergänzung stehender Gewerbebetriebe

                     zum Vertrieb von Waren und Leistungen 

                     auf öffentlichen Verkehrsflächen aufgestellt

                     werden, je angefangenen m² beanspruchte 

                     Verkehrsfläche im Monat                                          1,95              1,0

06                 Feste Verkaufsstände, Imbißstände, Kioske

                     u.ä. je angefangenen m² beanspruchte Ver-

                     kehrsfläche und Tag                                                 1,00              0,5

07                 Zelte je angefangenen m² beanspruchte

                     Fläche und Tag                                                         1,95               1,0

08                 Ambulanter Handel

                     je angefangener m² beanspruchte Fläche und

                     Tag                                                                             5,90

3,0

09                 Anläßlich von Jahrmärkten, Volksfesten und 


                anderen Veranstaltungen aufgestellten 

                     Schaustellereinrichtungen je angefangenen m² 

                     beanspruchte Verkehrsfläche für


                 die Dauer der Veranstaltung                                       4,90
            2,5

10
                 Lagerung, Aufstellen, Abstellen von

10.1.              Gerüsten, Bauwagen,- buden,- geräten,- 

                      maschinen,- kränen. Baustellen- und sonstigen 

                      Einrichtungen je angefangenen m² beanspruchte 
                      Fläche und Tag in den ersten zwei Monaten

                      der Inanspruchnahme                                                0,30
            0,15

                      darüberhinaus                                                            0,60               0,30


10.2.              Brennstoffen, Baumaterialien, Baustoffen, 

                      Bodenaushub, Material und sonstige Gegenstände 

                      je angefangener m² beanspruchte Fläche und Tag    0,50               0,25                             
10.3.             Schutt- und Abfallcontainer je angefangenen m² be-


                 anspruchte Fläche und Tag                                        1,95               1,0         

10.4.             Fahrzeugen, Anhängern, Maschinen u.ä. Geräten


                 zum Zwecke des Verkaufes oder der Vermietung


                 desselben, je Fahrzeug und Tag                                4,90               2,5

11.                Aufgrabungen, die nicht der öffentlichen Versorgung


                oder Abwasserbeseitigung dienen, je angefangene


                50 m Länge und Tag                                                   9,80               5,0

12.               Oberirdische Leitungen aller Art, die nicht der 


                öffentlichen Versorgung dienen, je angefangene


                100 m Länge und Monat                                            19,60             10,0

                       ( 1 Euro = 1,95583 DM)

